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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Jahresrückblick 2020: Politische Grundfragen

Viele der in den Medien diskutierten politischen Grundfragen waren 2020
gesellschaftlicher, historischer und auch prospektiver Natur; politische Geschäfte zu
diesem Thema wurden in den Räten keine behandelt. Grossen Einfluss auf die Themen,
vor allem in der ersten Jahreshälfte, hatte wie auch andernorts die Corona-Pandemie.

So beeinflusste das Coronavirus den nationalen Zusammenhalt und die Stimmungslage
in der Bevölkerung. Während der Corona-bedingten ausserordentlichen Lage im
Frühling stellte die Schweizer Bevölkerung ihre Hilfsbereitschaft unter Beweis, wie die
Medien während dem Lockdown ausgiebig berichteten: Viele Schweizerinnen und
Schweizer erlebten demnach von ihren Mitmenschen eine Welle der Solidarität. Der
Lockdown führte anfänglich aber auch vermehrt zu Angst in der Bevölkerung vor dem
Virus, da die einschneidenden Massnahmen dieses greifbar machten und eine
psychische Belastung darstellten, wie die Presse und eine Umfrage des LINK-Instituts
festhielten. Die Pandemie machte auch bestehende politische und kulturelle
Differenzen sichtbar: Die normalerweise als Röstigraben bekannte Sprachgrenze
verkam 2020 zum Coronagraben. Die Bezeichnung war den ungleich höheren
Infektionszahlen in den lateinischsprachigen Kantonen geschuldet, begründet etwa mit
deren geographischer Nähe zu den stärker von der Pandemie betroffenen Ländern
Italien und Frankreich.
Ferner wurde in der Presse darüber gemutmasst, inwiefern die Coronakrise die Welt
und insbesondere die Schweiz nachhaltig beeinflussen wird, und Kritik an den zur
Bekämpfung der Pandemie getroffenen Massnahmen geäussert: So nahm etwa
Schriftsteller und Literaturpreisträger Lukas Bärfuss mittels eines Essays im Sonntags-
Blick mehrmals zur Coronakrise Stellung. 
Zu reden gab schliesslich auch die Frage, wie ein Nationalfeiertag in Zeiten von Corona
gebührend abgehalten werden könne. Vielerorts konnte der Feiertag nicht oder
aufgrund der geltenden Massnahmen zur Eindämmung der Pandemie nur unter
Einschränkungen begangen werden. Auch die Feier auf dem Rütli fand unter speziellen
Umständen statt: Unter Ausschluss der Öffentlichkeit und nur vor geladenen Gästen
hielt Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga ihre Erste-August-Rede.

Natürlich tat sich auch Abseits von Corona einiges: Mit 2020 brach ein neues Jahrzehnt
an und das bot Anlass, auf die vergangene Dekade zurückzublicken. Die Sonntagszeitung
publizierte gleich zu Jahresbeginn eine Retrospektive, welche die gesellschaftlichen
und technischen Errungenschaften der 2010er-Jahre thematisierte. In einigen
Zeitungen versuchte man derweil, unter Beizug von Zukunftsforschern auch das neue
Jahrzehnt zu deuten und mögliche Entwicklungen vorauszuahnen. Thematisch
dominierten der Klimawandel, geopolitische Einschätzungen und allerlei technologische
Entwicklungen diese Einschätzungen.

Zur Gedenkfeier der sich zum 75. Mal jährenden Befreiung des Konzentrationslagers
Auschwitz am 27. Januar 1945 reiste Bundespräsidentin Sommaruga nach Polen und
legte einen Kranz für die Opfer des Lagers nieder. Ein Buch arbeitete das Schicksal der
in den Konzentrationslagern getöteten Schweizerinnen und Schweizer auf, ferner
forderte die ASO eine Gedenkstätte für ebendiese ermordeten Schweizerinnen und
Schweizer. Des Weiteren jährte sich in den Jahren 2019 respektive 2020 der Beginn des
Zweiten Weltkriegs zum 80. und das Ende des Krieges zum 75. Mal. Ausgesprochen
häufig wurde in den Medien in der Folge über die unzähligen Aspekte des Krieges und
dessen Auswirkungen auf die Schweiz berichtet.

Das Image der Schweiz im Ausland untersuchte die dafür zuständige Stelle des Bundes
«Präsenz Schweiz». Dieses sei für das Untersuchungsjahr 2019 «gut und stabil
gewesen», wie im Februar 2020 bekannt gegeben wurde. Thematisch hatten etwa der
Frauenstreik, die Europapolitik oder die Gletscherschmelze besonders grosse
Strahlkraft in ausländischen Medien, wenn diese über die Schweiz berichteten. 
Nachdem der Bund im Zuge der letztjährigen Spendenaffäre im Zusammenhang mit
dem Expo-Pavillon an der Weltausstellung 2020 in Dubai in die Kritik geraten war, hatte
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das EDA laut Medienberichten Mühe, die fehlenden Gelder für die Ausstellung
zusammenzutragen. Am 29. Mai teilte dann das BIE mit, die Ausstellung in Dubai werde
wegen der Corona-Pandemie verschoben und neu vom 31. Oktober 2021 bis 31. März
2022 stattfinden. Damit bleibt dem Bund noch etwas Zeit, die nötige Finanzierung
sicherzustellen.
Nicht im Rahmen der Welt-, sondern der nächsten Landesausstellung schritten
verschiedene Projekte weiter voran. Besonders das Projekt «Svizra27» nahm Fahrt auf
und konnte prominente Unterstützung durch Doris Leuthard und Bertrand Piccard
gewinnen. Im Sommer lancierte die «Svizra27» einen Ideenwettbewerb, damit die
Bevölkerung die Expo mitgestalten kann. Mit der «Muntagna» wurde 2020 zudem ein
weiteres Projekt lanciert. Das unterdessen vierte laufende Expo-Projekte beabsichtigt
eine Landesausstellung, welche sich des Alpenraums annimmt.

Auch 2020 war die Schweiz Bestandteil mehrerer Ländervergleiche- und Studien: So
hielt der jährlich verfasste Global Wealth Report der Credit Suisse Ende Oktober fest,
dass die Schweiz wie bereits in den Vorgängerjahren auch 2020 und trotz Corona das
wohlhabendste Land der Welt war respektive dass Schweizerinnen und Schweizer,
gemessen in US-Dollar, weltweit über die höchsten Vermögen verfügten. Langfristige
Auswirkungen der Pandemie konnten in der Studie aber noch nicht ermittelt werden.
Im ebenfalls jährlich erscheinenden World Happiness Report belegte die Schweiz im
März den dritten Platz, nachdem sie letztes Jahr auf den sechsten Platz abgerutscht
war. Die Studie bezog sich auf den Untersuchungszeitraum 2019, die Corona-Pandemie
wurde somit nicht miteinbezogen – anders als in dem am 19. November erschienenen
Sorgenbarometer der Credit Suisse, worin anhand von Daten des Umfrageinstituts
gfs.bern die Sorgen der Schweizer Bevölkerung eruiert wurden. Die Corona-Pandemie
und deren Folgen stellten wenig überraschend die Hauptsorge der Schweizerinnen und
Schweizer dar, gefolgt von der Finanzierung der Altersvorsorge und von der
Arbeitslosigkeit – Sorgen, die wiederum durch die Pandemie bedingt noch verstärkt
wurden.

Zu Jahresbeginn lag der Anteil der erfassten Zeitungsberichte zum Thema «Politische
Grundfragen» gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten
Zeitungsberichte bei 2.5 Prozent und erreichte kurz vor dem 1. August mit gut 3 Prozent
seinen Höchststand, ehe er bis Ende Jahr auf unter 1 Prozent fiel. Der durchschnittliche
Jahresgesamtanteil von etwas über 1.6 Prozent entspricht in etwa jenem der Vorjahre,
was trotz der speziellen Corona-Situation im Vergleich zu den drei Vorjahren auf eine
gleichbleibende Bedeutung der politischen Grundfragen in Gesellschaft und Politik
hindeutet. 1

Nationale Identität

Ende August stellte die «Unabhängige Kommission Schweiz – Zweiter Weltkrieg»
(Kommission Bergier) die ersten acht und Ende November weitere zehn von insgesamt
25 Studien vor, welche sich mit einzelnen Aspekten des Oberthemas wirtschaftliches
Verhalten der Schweiz und ihrer Unternehmen sowie Flüchtlingspolitik vor, während
und unmittelbar nach der Kriegszeit befassen. Am 19. Dezember verabschiedete die
Kommission Bergier ihren umfangreichen Synthesebericht und übergab ihn dem
Bundesrat; sie hatte damit ihre 1996 begonnene Arbeit abgeschlossen und löste sich
formell auf. Eine Stellungnahme des Bundesrats zum Schlussbericht und dessen
Veröffentlichung sind für das Frühjahr 2002 vorgesehen. 2
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Die Arbeit der Historikerkommission Bergier war im Vorjahr offiziell abgeschlossen
worden. Im Jahr 2002 wurde der Schlussbericht veröffentlicht und vom Bundesrat kurz
gewürdigt. Dabei warnte die Landesregierung davor, diese wissenschaftliche Arbeit für
aktuelle politische Ziele zu instrumentalisieren. Die Ergebnisse sollen in den nächsten
zwei Jahren im Rahmen einer Wanderausstellung auch einem breiten Publikum
zugänglich gemacht werden. Zu einer grossen öffentlichen Debatte über die Befunde
der Historikerkommission kam es aber bis anhin nicht; diese hatte in den Jahren der
Entstehung des Berichts stattgefunden. 3
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Im Mai 2019 veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung der fünf
gleichlautenden und 2017 im Nationalrat eingereichten Postulate (Po. 17.3329, Po.
17.3330, Po. 17.3335, Po. 17.3336, Po. 17.3337) «Fortbestand des Gosteli-Archivs zur
Geschichte der schweizerischen Frauenbewegung sichern», welche forderten, den
Fortbestand des Archivs zu klären und aufzuzeigen, wie eine allfällige staatliche
Finanzierungshilfe aussehen könnte. Im Bericht betont der Bundesrat, dass die Gosteli-
Stiftung nebst dem Archiv auch eine Bibliothek sowie biographische Notizen wichtiger
Personen der Frauengeschichte enthalte, weshalb nicht wie in den Postulatstiteln
gefordert lediglich das Archiv, sondern die gesamte Stiftung in die Betrachtung
miteinbezogen habe werden müssen.
Während der Bericht diverse Herausforderungen der Gosteli-Stiftung erwähnt, werden
zwei davon besonders hervorgehoben: Einerseits müsse sich die Stiftung der
Digitalisierung seiner Bestände annehmen, andererseits habe die Stiftung mit
finanziellen Defiziten zu kämpfen – welche denn auch Auslöser der eingereichten
Postulate waren. Die Überprüfung einer möglichen staatlichen Finanzierungshilfe
erfolgte schliesslich unter Berücksichtigung mehrerer Gesetze, namentlich dem
Bundesgesetz über die Kulturförderung (KFG), dem Bundesgesetz über die
Gleichstellung von Frau und Mann (GIG), dem Bundesgesetz über die Förderung der
Forschung und der Innovation (FIFG) sowie dem Bundesgesetz über die Archivierung
(BGA). Zudem, so der Bundesrat weiter, biete sich als Partner für eine Unterstützung
durch den Bund der Kanton Bern an, da dessen Regierungsrat in einer angenommenen
Motion damit beauftragt worden war, «mit geeigneten Massnahmen der mittel- bis
langfristig drohenden Auflösung oder Zerstückelung des [Gosteli-]Archivs sowie einer
allfälligen Abwanderung in einen anderen Kanton entgegenzuwirken.»
Schliesslich wurden für die Erstellung des Berichts drei Varianten zur potenziellen
Unterstützung der Stiftung herausgearbeitet: So könne sich die Gosteli-Stiftung zum
einen auf Art.15 des FIFG berufen und ein Gesuch für eine direkte finanzielle
Unterstützung durch das SBFI einreichen, was die Stiftung für die Beitragsperiode
2021–2024 laut Bericht auch plane. Zum anderen sieht der Bundesrat weitere
Lösungsansätze basierend auf dem BGA in der teilweisen respektive vollständigen
Übernahme der Stiftung durch das Bundesarchiv (BAR). Substanzielle Investitionen und
Betriebskosten könnten seitens der Stiftung bereits eingespart werden, würde das BAR
lediglich den Ausbau sowie die anschliessende Instandhaltung des digitalen Gosteli-
Archivs übernehmen. Mehr Vorteile aus archivarischer Sicht sieht der Bundesrat aber in
der Erweiterung dieser Variante, also der vollständigen Übernahme des Gosteli-Archivs
durch den Bund. Da das BAR über die nötige Kapazität und Infrastruktur verfüge, könne
der Zugang zu den analogen sowie digitalen Archivbeständen des Gosteli-Archivs
verbessert werden, während zugleich der Fortbestand der Gosteli-Stiftung durch die
daraus resultierende Senkung der Kosten langfristig gesichert werden könne. Hierfür
bräuchte es «selbstverständlich» noch eine Zusage seitens der Stiftung, hält der
Bundesrat abschliessend fest. Das Bundesarchiv stehe derweil für Gespräche zu allen
Varianten zu Verfügung. 4
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Im März 2020 erachtete der Bundesrat die fünf gleichlautenden Postulate (Po. 17.3329,
Po. 17.3330, Po. 17.3335, Po. 17.3336, Po. 17.3337) «Fortbestand des Gosteli-Archivs zur
Geschichte der schweizerischen Frauenbewegung sichern» als erfüllt und beantragte
diese im Rahmen seines Berichtes zu den Motionen und Postulaten der
gesetzgebenden Räte zur Abschreibung. Der Nationalrat stimmte diesem Antrag im
September 2020 aufgrund des im Mai 2019 publizierten Berichts zu. 5
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Bildung, Kultur und Medien
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Der erste Band der Veröffentlichungen der Bergier-Kommission zu den Beziehungen
zwischen der Schweiz und dem Dritten Reich war dem Handel mit Raubgütern und
Raubkunst in den Jahren 1933-1945 gewidmet, insbesondere der Rolle der Schweiz als
Umschlagplatz von Kulturgut zwischen Europa und Übersee. Zu der vielerorts
erwarteten Anklageschrift gegen den einheimischen Kunsthandel wurde der Bericht
nicht, da nach Auffassung der Autoren die Schweiz im internationalen Kunstmarkt der
30er und 40er Jahre letztlich nur eine untergeordnete Rolle spielte. Die nach dem Krieg
vor Bundesgericht geltend gemachte (und von diesem weitgehend geschützte)
«Gutgläubigkeit» einzelner Galerien (Fischer in Luzern, Beyeler in Basel), Museen
(Kunstmuseum Basel) und Käufer (Bührle), die im Nachhinein behaupteten, nichts von
der Herkunft der Bilder gewusst zu haben, wurde allerdings als nicht zutreffend
bezeichnet; kritischere Sammler seien sich durchaus im Klaren gewesen, dass es sich
bei den Angeboten aus Deutschland um eine direkte Subventionierung der
nationalsozialistischen Kriegsmaschinerie (sog. «Kanonenauktionen») gehandelt habe. 6
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